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Stadt 
Heidelberg 

Drucksache: 

0 2 2 4 / 2 0 1 8 / I V  

Datum: 

22.11.2018 

Federführung: 

Dezernat II, Stadtplanungsamt 

Beteiligung: 

Dezernat I, Rechtsamt 
Dezernat II, Amt für Baurecht und Denkmalschutz 

Betreff: 

Weitere Information zur geplanten Festlegung des 
Sanierungsgebietes "Heidelberg-Wieblingen" 

Informationsvorlage 

Beratungsfolge: 

Gremium: Sitzungstermin: Behandlung: Kenntnis genommen: Handzeichen: 

Bezirksbeirat Wieblingen 11.12.2018 Ö ( ) ja ( ) nein ( ) ohne  

Bau- und 
Umweltausschuss 

22.01.2019 Ö ( ) ja ( ) nein ( ) ohne  

Gemeinderat 14.02.2019 Ö ( ) ja ( ) nein ( ) ohne  
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Zusammenfassung der Information:  

Gemäß § 137 Baugesetzbuch soll die Sanierung mit den Eigentümern, Mietern, Pächtern 
und sonstigen Betroffenen möglichst frühzeitig erörtert werden. Das in der 
Informationsvorlage Drucksache 0230/2017/IV zur geplanten Festlegung des 
Sanierungsgebietes Wieblingen vorgesehene Beteiligungsverfahren wird angepasst. Die 
Konkretisierung von Sanierungszielen und von Genehmigungsvoraussetzungen soll nicht 
wie ursprünglich geplant nach dem Satzungsbeschluss erfolgen sondern vor dem 
Satzungsbeschluss mit den Betroffenen erörtert werden und mit der Sanierungssatzung 
beschlossen werden.  

 

Finanzielle Auswirkungen:  

Bezeichnung: Betrag: 

Ausgaben / Gesamtkosten:  

Förderrahmen inklusive Broschüre und ein 
praxisorientierter Leitfaden für eine energetisch 
hochwertige Sanierung im Sinne des Klimaschutzes bei 
gleichzeitiger Beibehaltung der ortsbildtypischen Belange 
bis zu 

1.083.333 Euro 

Einnahmen:  

Bezuschussungen im Rahmen des Förderprogramms der 
„Sozialen Stadt“ sind möglich, bis zu: 

650.000 Euro 

  

Finanzierung:  

Treuhandvermögen Erneuerungsgebiete  

Eigenanteil Stadt, in den Haushalten künftiger Jahre bereit 
zu stellen, bis zu 

433.000 Euro 

 
 

Zusammenfassung der Begründung:   

Die Vorgeschichte und die weitere Vorgehensweise bis zur geplanten Sanierungssatzung 
wird erläutert. Das in der Informationsvorlage Drucksache 0230/2017/IV erläuterte 
Bürgerbeteiligungsverfahren wird angepasst.  

 



- 3.1 - 
 

Drucksache: 

0 2 2 4 / 2 0 1 8 / I V  . . .  
00289510.doc 

 

Begründung:  

Bisher war aufgrund des Auftrags aus dem Gemeinderat (siehe Drucksachennummer 453/1999) 
geplant, die Festlegung des Gebietes durch eine Erhaltungssatzung (§ 172 Baugesetzbuch - 
BauGB) zu realisieren. In der Bürgerversammlung am 27.07.2015 zur Erhaltungssatzung 
Wieblingen wurden die fehlenden Fördermittel als großer Nachteil angesehen. Mit Fördermitteln 
könnten die Mehrkosten bei der ortsbildtypischen Sanierung eines Gebäudes ausgeglichen werden. 

Die Stadt Heidelberg hat daraufhin einen Antrag für das Programmjahr 2017 zur Förderung der 
Sanierung des historischen Ortskerns beim Regierungspräsidium eingereicht. Ein positiver Bescheid 
liegt seit April dieses Jahres vor. Wieblingen wurde in das Bund/Länderprogramm „Soziale Stadt“ 
aufgenommen. Der Förderrahmen für städtebauliche Erneuerungsmaßnahmen beträgt 1.083.333 
Euro, mit einem Zuschuss des Bundes und des Landes von insgesamt 650.000 Euro. Der 
städtische Eigenanteil beläuft sich damit auf 433.333 Euro. 

Nach den Städtebauförderrichtlinien Baden-Württemberg ist eine Sanierungssatzung erforderlich. 
Das Fördergebiet ist durch ein Sanierungsgebiet räumlich abzugrenzen. 

Vorbereitende Untersuchungen, welche vor Satzungsbeschluss erstellt werden müssen, sind nicht 
erforderlich, da bereits ausreichende Beurteilungsunterlagen vorliegen (siehe § 141 Nr. 2 BauGB). 
Mit den Untersuchungen zur Erhaltungssatzung und dem Stadtteilrahmenplan Wieblingen sind 
ausreichend Beurteilungsgrundlagen vorhanden.  

Die Bürger und Bezirksbeiräte wurden durch die Informationsvorlage Drucksache 0230/2017/IV über 
die geplante Festlegung des Sanierungsgebietes Wieblingen informiert. 

In der Informationsvorlage Drucksache 0230/2017/IV war für die Beteiligung nach § 137 BauGB 
vorgesehen, dass nach dem Beschluss der Satzung mit allgemeinen Sanierungszielen eine 
Veranstaltung mit den Betroffenen stattfinden und darauf aufbauend ein Sanierungskonzept mit 
ausformulierten Sanierungszielen zur Erhaltung und Gestaltung von Gebäuden erarbeitet werden 
sollte. Hier hätte es vom Satzungsbeschluss bis zum Sanierungskonzept einen Interimszeitraum 
ohne klare Regelungen zu den Voraussetzungen für die Erteilung der sanierungsrechtlichen 
Genehmigung für Bauvorhaben gegeben, allerdings hätten aufgrund des zeitlich früheren 
Satzungsbeschlusses Fördermittel früher ausgeschüttet werden können.  

Das Beteiligungsverfahren soll nun angepasst werden. Die Konkretisierung von Sanierungszielen 
soll nicht wie ursprünglich geplant nach dem Satzungsbeschluss erfolgen, sondern bereits vor dem 
Satzungsbeschluss mit den Betroffenen erörtert werden und mit der Sanierungssatzung 
beschlossen werden. Damit soll erreicht werden, dass für die sanierungsrechtliche Genehmigung, 
die ab Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses für die Errichtung, Änderung oder 
Nutzungsänderung von baulichen Anlagen notwendig ist, die Voraussetzungen für die Erteilung klar 
und transparent geregelt sind. Im zukünftigen Satzungstext sollen die allgemeinen Sanierungsziele 
gemäß Baugesetzbuch deshalb durch konkretisierende Regelungen zur Gestaltung und Erhaltung 
von Bauvorhaben ergänzt werden.  

Diese ausformulierten Ziele werden auf Grundlage des Ziels einer städtebaulichen 
Sanierungsmaßnahme nach § 136 BauGB. „Vorhandene Ortsteile zu erhalten, zu erneuern und 
fortzuentwickeln und die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes zu verbessern und den 
Erfordernissen des Denkmalschutzes Rechnung zu tragen“ und der vorher geplanten 
Erhaltungssatzung in der zukünftigen Satzung festgelegt. Die ursprünglich vorgesehene 
Vorgehensweise, erst nach Satzungsbeschluss durch ein entsprechendes Konzept detaillierte 
Sanierungsziele vorliegen zu haben, wird somit geändert. Die Stadtverwaltung Heidelberg wird 
einen entsprechenden Entwurf erarbeiten. 
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Das Sanierungsgebiet und die im zukünftigen Satzungsplan enthaltenen Sanierungsziele werden 
den Betroffenen gemäß § 137 BauGB in einer Versammlung vorgestellt. Die Bezirksbeiräte werden 
zu dieser Veranstaltung eingeladen. 

Die Beteiligung und Mitwirkung öffentlicher Aufgabenträger gemäß § 139 BauGB, die bei Änderung 
der Ziele und Zwecke zu hören sind, wird ebenfalls erneut erfolgen.  
Änderungsvorschläge, die im Rahmen des Beteiligungsverfahrens vorgetragen werden, können in 
den Verwaltungsentwurf eingearbeitet werden. 

Danach erfolgt die Beschlussvorlage zur förmlichen Festlegung des Sanierungsgebietes im Rahmen 
des Beschlusses der Sanierungssatzung. 

Angepasste weitere Vorgehensweise 

1. Versammlung mit Beteiligung des Bezirksbeirats Wieblingen, Vorstellung der 
Sanierungssatzung mit ihren Sanierungszielen. Parallel erfolgt die Beteiligung und 
Mitwirkung öffentlicher Aufgabenträger gemäß § 139 BauGB. 

2.  Abwägung, gegebenenfalls Anpassung der Sanierungsziele der Satzung. 

3. Beschlussvorlage zur förmlichen Festlegung als Sanierungsgebiet. Ab diesem Zeitpunkt 
können die Fördermittel ausgeschüttet werden. Die entsprechenden Förderkriterien werden 
aktualisiert. 

4. Ein praxisorientierter Leitfaden für eine energetisch hochwertige Sanierung im Sinne des 
Klimaschutzes bei gleichzeitiger Beibehaltung der ortsbildtypischen Belange wird erarbeitet. 
Weitere Untersuchungen zur energetischen Beschaffenheit der Gebäude und Anlagen 
werden mit den Ergebnissen der Ortsbildanalyse und weiteren Informationen für die Bürger 
zu einer Broschüre zusammengefasst. Hierfür wird ein Büro für Stadtplanung / Sanierung 
beauftragt. 

5. Die Sanierungssatzung ist nach (BauGB) zu befristen. Vor dem Aufhebungsbeschluss der 
Sanierungssatzung kann zur Sicherung der Sanierungsziele immer noch eine Satzung nach 
(BauGB) zum Schutz des Ortskerns beschlossen werden. 
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Beteiligung des Beirates von Menschen mit Behinderungen 

Angelegenheiten von Menschen mit Behinderungen sind hier nicht in besonderer Weise 
betroffen. 

Prüfung der Nachhaltigkeit der Maßnahme in Bezug auf die Ziele des 
Stadtentwicklungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg 

1. Betroffene Ziele des Stadtentwicklungsplanes 
 
Nummer/n: 
(Codierung) 

+ / - 
berührt: Ziel/e: 

SL 1  
Einzigartigkeit von Stadt- u. Landschaftsraum sowie historisches Erbe der 
Stadt(teile) bewahren 
 

  Begründung: 

  
Durch die Sanierungsmaßnahme soll das historisch gewachsene und 
erhaltenswerte Ortsbild von Alt-Wieblingen bewahrt werden 

   

 

2. Kritische Abwägung / Erläuterungen zu Zielkonflikten: 
 
Keine 

gezeichnet 
Jürgen Odszuck 
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